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 B. Nichtamtlicher Teil  

 -------------------------------------------------------------------------  
 

 



Gemeinde Velpke 
mit den Ortsteilen Velpke, Wahrstedt und Meinkot 

50. Berichtigung der Bekanntmachung
Nr.  46  im Amtsbla t t  des  Landkre ises  Helmstedt  vom 09 .04 .2014 

hier: Bebauungsplan „An der Bascheriede II“, Gemeinde Velpke, Ortsteil 
 Velpke; Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 

Der Rat der Gemeinde Velpke hat mit Beschluss vom 06.02.2014 den 
Bebauungsplan „An der Bascheriede II“, als Satzung gemäß § 10 BauGB 
beschlossen. 
Die Begründung zum Bebauungsplan und die Erklärung über die Berücksichtigung 
der Umweltbelange wurden gebilligt. 

Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplan bekannt gemacht. 

Die Lage und der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergeben sich 
aus anliegender Gebietsabgrenzung. 

Jedermann kann den Bebauungsplan mit Begründung und zusammenfassender 
Erklärung über die Berücksichtigung der Umweltbelange während der Dienststunden 
im Rathaus der Samtgemeinde Velpke, Grafhorster Straße 6, 38458 Velpke, 
einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen. 

Unbeachtlich werden nach § 215 BauGB 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung

über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,
wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründeten 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die 
fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in 
eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 

Velpke, den 04.04.2014 

Der Gemeindedirektor 

gez. Schlichting 
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Stadt Helmstedt 
Der Bürgermeister 

Helmstedt, den   14.04.2014 

 
 
 

51.  Bekanntmachung  
über das Recht auf Einsicht in das  

Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum  
Europäischen Parlament am 25. Mai 2014 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Wahl zum Europäischen Parlament für die Stadt Helmstedt wird in 

der Zeit vom 05.05.2014 bis 09.05.2014 während der allgemeinen Öffnungszeiten im 
Rathaus der Stadt Helmstedt, Markt 1, Zimmer 35 oder Zimmer 48 (barrierefrei) 

  für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtig-
keit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten über-
prüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen 
im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu 
machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses er-
geben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberech-
tigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß den § 21 Abs. 5 des Melderechtsrah-
mengesetzes entsprechenden Vorschriften der Landesmeldegesetze eingetragen ist. Das Wäh-
lerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Da-
tensichtgerät möglich. Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder 
einen Wahlschein hat. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 

05.05.2014 bis 09.05.2014, spätestens am 09.05.2014 bis 12.15 Uhr  bei der Stadt Helmstedt, 
Markt 1, 38350 Helmstedt Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklä-
rung zur Niederschrift eingelegt werden. 

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 

04.05.2014 eine Wahlbenachrichtigung. Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 
glaubt wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er 
nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. Wahlberechtigte, die nur 
auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein und 
Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Landkreis Helmstedt durch Stimmabgabe in 

einem beliebigen Wahlraum des Landkreises oder durch Briefwahl teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

− ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
− ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 

 a)  wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis bei Deutschen nach § 17 Abs. 1 der Europawahlordnung, bei Unions-
bürgern nach § 17a Abs. 2 der Europawahlordnung bis zum 04.05.2014 oder die Ein-
spruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 21 Abs. 1 der Europawahlordnung bis 
zum 09.05.2014 versäumt hat, 

 b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist bei Deut-
schen nach § 17 Abs. 1 der Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 der 
Europawahlordnung oder der Einspruchsfrist nach  § 21 Abs. 1 der Europawahlordnung 
entstanden ist, 

 c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst 
nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 

 
6. Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 

23.05.2014 18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder elektronisch bean-

WahlKonzept - Europawahl - 2 - 20 - Anlage 5 (zu § 19 Abs. 1 EuWO) 
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tragt werden. Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraums 
nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis 
zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt  werden. Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm 
der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 
Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlbe-
rechtigte können aus den unter 5. Buchstabe a) bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Er-
teilung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, stellen. Wer den Antrag für einen 
anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu be-
rechtigt ist. Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer an-
deren Person bedienen. 

 
7. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

− einen amtlichen Stimmzettel, 
− einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
− einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen ro-

ten Wahlbriefumschlag 
− und ein Merkblatt für die Briefwahl.  

 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, 
wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen 
Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberech-
tigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu 
versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. Bei der Briefwahl 
muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die 
angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr 
eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungs-
form ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert.  
  
i. V.  
 
gez. Junglas 
 
 
 
 
ABl.-Nr. 13 vom 16.04.2014 
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52.  Bekanntmachung 
des Beschlusses über den Jahresabschluss 2011 

des Landkreises Helmstedt 
 
 

I. 
 
Der Kreistag des Landkreises Helmstedt hat in seiner Sitzung am 12.03.2014 fol-
gende Beschlüsse gefasst: 
 
 „1. Der Jahresabschluss des Landkreises Helmstedt (Kernverwaltung und Kreis-

volkshochschule) für das Haushaltsjahr 2011 wird gem. § 129 NKomVG be-
schlossen. 

 2 a) Das Jahresergebnis des Kernhaushaltes (Fehlbetrag in Höhe von 
10.117.816,41 EUR) wird auf neue Rechnung vorgetragen. 

 2  b) Der Bilanzgewinn der Kreisvolkshochschule in Höhe von 92.778,23 EUR 
wird auf neue Rechnung vorgetragen. 

 
Der Kreistag erteilt dem Landrat für die Führung der Haushaltswirtschaft im 
Haushaltsjahr 2011 gem. § 129 NKomVG Entlastung.“ 

 
 

II. 
 
Der Jahresabschluss 2011 der Kernverwaltung und der Rechenschaftsbericht zum 
Jahresabschluss einschließlich des Jahresabschlusses der Kreisvolkshochschule 
sowie der Schlussbericht des Referates (R) Rechnungsprüfung liegen vom 
22.04.2014 bis 25.04.2014 und vom 28.04.2014 bis 30.04.2014 während der Dienst-
stunden (Montag bis Donnerstag von 07.00 Uhr bis 15.30 Uhr sowie Freitag von 
07.00 Uhr bis 12.30 Uhr) beim Landkreis Helmstedt in Helmstedt, Südertor 6, Zim-
mer 121 zur Einsichtnahme aus. 
 
 

III. 
 
Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
 
Helmstedt, den 08.04.2014 
 
Landkreis Helmstedt 
Der Landrat 
In Vertretung 
 
gez. Herzog 
 
(Herzog) 
Ltd. Kreisverwaltungsdirektor 
 
ABl.-Nr. 13 vom 16.04.2014 
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57.  Bekanntmachung der 
Haushaltssatzung 

des Landkreises Helmstedt für das Haushaltsjahr 2014 
 

 
 
Aufgrund der § 112 in Verbindung mit § 58 Abs. 1 Nr. 9 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Kreistag des Landkreises 
Helmstedt in der Sitzung am 18.12.2013 folgende Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2014 beschlossen: 
 
 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014 wird 
 
 
 im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
  der ordentlichen Erträge auf  133.446.600,-- Euro 
  der ordentlichen Aufwendungen auf 141.344.800,-- Euro 
 
  der außerordentlichen Erträge auf 0,-- Euro 
  der außerordentlichen Aufwendungen auf  0,-- Euro 
 
 
 im Finanzhaushalt  
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
  der Einzahlungen 
  aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 129.210.400,-- Euro 
  der Auszahlungen 
  aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 136.812.700,-- Euro 
 
  der Einzahlungen für Investitionstätigkeit auf 829.600,-- Euro 
  der Auszahlungen für Investitionstätigkeit auf 3.472.000,-- Euro 
 
  der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 4.954.600,-- Euro 
  der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 4.768.100,-- Euro 
 
 
festgesetzt. 
 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 134.994.600,-- Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 145.052.800,-- Euro 
 



- 154 - 
 

 
 
Der Wirtschaftsplan der Kreisvolkshochschule Helmstedt für das Haushaltsjahr 2014 
wird 
 
 
 im Erfolgsplan mit 
 Erträgen in Höhe von 2.183.900,-- Euro 
 Aufwendungen in Höhe von 2.183.900,-- Euro 
 im Vermögensplan mit 
 Einzahlungen in Höhe von 28.000,-- Euro 
 Auszahlungen in Höhe von 28.000,-- Euro 
 
 
festgesetzt. 
 
 
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investi-
tionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 2.642.400,-- Euro festge-
setzt. 
 
Im Vermögensplan der Kreisvolkshochschule Helmstedt werden Kredite für Investiti-
onen nicht veranschlagt. 
 
 
 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 1.255.000,-- Euro 
festgesetzt. 
 
Im Vermögensplan der Kreisvolkshochschule Helmstedt werden Verpflichtungser-
mächtigungen nicht veranschlagt. 
 
 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2014 Liquiditätskredite zur rechtzeiti-
gen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
130.000.000,--Euro festgesetzt. 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2014 Liquiditätskredite zur rechtzeiti-
gen Leistung von Auszahlungen durch die Sonderkasse der Kreisvolkshochschule 
Helmstedt in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 50.000,-- Euro festge-
setzt. 
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§ 5 
 

Es werden für das Haushaltsjahr 2014 festgesetzt: 
 

a) Der Hebesatz der Kreisumlage der Gemeinden auf 
 55,00 Prozent von den Steuerkraftzahlen der Grundsteuern A und B, 
 55,00 Prozent von den Steuerkraftzahlen der Gewerbesteuer, 
 55,00 Prozent von den Steuerkraftzahlen des Gemeindeanteils an der 

Einkommensteuer, 
 55,00 Prozent von den Steuerkraftzahlen des Gemeindeanteils an der 

Umsatzsteuer, 
 55,00 Prozent von 90 Prozent der Schlüsselzuweisungen, mit Ausnahme der 

Schlüsselzuweisungen nach § 6 Abs. 2 Satz 1 NFAG. 
 

b) Der Hebesatz der Kreisumlage der Samtgemeinden auf 
 55,00 Prozent von 90 Prozent der Schlüsselzuweisungen. 
 

c) Der Hebesatz der Kreisumlage vom gemeindefreien Grundbesitz auf 
 109 Prozent von den Steuerkraftzahlen der Grundsteuer A, 
 107 Prozent von den Steuerkraftzahlen der Grundsteuer B, 
 111 Prozent von den Steuerkraftzahlen der Gewerbesteuer. 
 

d) Der Hebesatz der Gewerbesteuer in den gemeindefreien Gebieten auf 
 380 Prozent vom Gewerbesteuermessbetrag nach dem 
 Gewerbesteuerertrag. 

 
 
 
 Helmstedt, den 15.01.2014 

 
LANDKREIS HELMSTEDT 

Der Landrat 
i. V. 

 (L. S.) 
 

gez. Herzog 
 

(Herzog) 
Ltd. Kreisverwaltungsdirektor 
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und der 
1. Nachtragshaushaltssatzung 

des Landkreises Helmstedt für das Haushaltsjahr 2014 
 
 
Aufgrund des § 115 in Verbindung mit § 58 Abs. 1 Nr. 9 Niedersächsisches Kommunalver-
fassungsgesetz (NKomVG) hat der Kreistag des Landkreises Helmstedt in der Sitzung am 
12.03.2014 folgende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2014 beschlossen: 
 
 

§ 1 

 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden  
 
  

die 
bisherigen 

festgesetzten 
Gesamt- 
beträge 

 
 
 

Euro 

 
erhöht  

um 
 
 
 
 
 
 

Euro 

 
vermindert 

um 
 
 
 
 
 
 

Euro 

 
und damit der 
Gesamtbetrag 

des Haus-
haltsplans 

einschließlich. 
der Nachträge 
festgesetzt auf 

 
Euro 

1 2 3 4 5 
Ergebnishaushalt     
ordentliche Erträge 133.446.600   133.446.600 
ordentliche Aufwendungen 141.344.800   141.344.800 
außerordentliche Erträge 0   0 
außerordentliche Aufwendungen 0   0 
Finanzhaushalt     
Einzahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit 

129.210.400   129.210.400 

Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 

136.812.700   136.812.700 

Einzahlungen für Investitionstätig-
keit 

829.600   829.600 

Auszahlungen für Investitionstä-
tigkeit 

3.472.000   3.472.000 

Einzahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit 

4.954.600   4.954.600 

Auszahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit 

4.768.100   4.768.100 

Nachrichtlich:      
Gesamtbetrag der Einzahlungen 
des Finanzhaushalts 

134.994.600   134.994.600 

Gesamtbetrag der Auszahlungen 
des Finanzhaushalts 

145.052.800   145.052.800 

 
 

 
Der Wirtschaftsplan der Kreisvolkshochschule Helmstedt für das Haushaltsjahr 2014 wird 
nicht geändert. 
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§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in 
Höhe von 2.642.400,00 nicht verändert. 
 
Im Vermögensplan der Kreisvolkshochschule Helmstedt werden Kredite für Investitionen 
nicht veranschlagt. 
 
 

§ 3 
 

Der bisherige Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird gegenüber der bisheri-
gen Festsetzung in Höhe von 1.255.000,00 Euro um 675.000,00 Euro erhöht und auf igs. 
1.930.000,00 Euro neu festgesetzt. 
 
Im Vermögensplan der Kreisvolkshochschule Helmstedt werden Verpflichtungs-
ermächtigungen nicht veranschlagt. 
 
 

§ 4 
 

Der bisherige Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2014 
beansprucht werden dürfen, wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 
130.000.000,00 Euro nicht geändert. 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite für die Sonderkasse der 
Kreisvolkshochschule Helmstedt aufgenommen werden dürfen, wird gegenüber dem 
bisherigen Höchstbetrag nicht geändert. 
 
 

§ 5 
 

Die Hebesätze für das Haushaltsjahr 2014 werden nicht geändert. 
 
 
 

Helmstedt, den  13.03.2014 
 

LANDKREIS HELMSTEDT 
Der Landrat 
In Vertretung 

 
 

gez. Herzog 
 

 (L. S.) (Herzog) 
Ltd. Kreisverwaltungsdirektor 
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Die vorstehende Haushaltssatzung und die vorstehende 1. Nachtragshaus-
haltssatzung für das Haushaltsjahr 2014 werden hiermit öffentlich bekanntge-
macht. 
 
Die nach den §§ 119 Abs. 4, 120 Abs. 2 und 122 Abs. 2 NKomVG sowie gemäß 
§ 15 Abs. 6 NFAG erforderlichen Genehmigungen sind durch das Niedersäch-
sische Ministerium für Inneres und Sport am 15.04.2014 unter dem Aktenzei-
chen 32.19-10302-154 (2014) erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG vom 22.04.2014 bis 
25.04.2014 und vom 28.04.201. bis 30.04.2014 während der Dienststunden 
(Mo. bis Do. 07.00 bis 15.30 Uhr, Fr. 07.00 bis 13.00 Uhr) zur Einsichtnahme 
beim Landkreis Helmstedt, Südertor 6, Zimmer 121 öffentlich aus. 
 
Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass eine Einsichtnahme in den Beteili-
gungsbericht des Landkreises Helmstedt gemäß § 151 NKomVG jederzeit wäh-
rend der Dienststunden gestattet ist. 
 
 
 
Helmstedt, den 16.04.2014 
 
Der Landrat 
In Vertretung 
 
gez. Herzog 
 
(Herzog) 
Ltd. Kreisverwaltungsdirektor 
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